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Der Polizist hatte bis zu seiner Suspendierung im Februar
2016 am Fortbildungsinstitut der Bayerischen Polizei in
Ainring unterrichtet. Gegen die Entfernung aus dem Dienst
legte er Rechtsmittel ein. Während des Verfahrens wurde
er 2019 pensioniert; im Berufungsverfahren ging es deshalb
nun nicht mehr um die Entfernung aus dem Dienst, son-
dern um die Aberkennung des Ruhegehalts.

Der Beamte habe mit seinen Äußerungen und seinem
Verhalten den Staat von Grund auf abgelehnt und dessen
Gesetze angezweifelt, sagte Bayerns Innenminister Joa-
chim Herrmann (CSU). „Das ist für einen Beamten völlig in-
diskutabel. Der Verlust seiner Pension ist eine ebenso har-
te wie notwendige Konsequenz. Wer bestreitet, dass es
unseren Staat überhaupt gibt, kann nicht Gehalt oder eine
Pension von ihm erhalten wollen.“ Es gebe nur wenige Ein-
zelfälle – diese seien aber bei mehr als 44 000 Mitarbei-
tern nicht gänzlich auszuschließen. dpa

STICHWORT REICHSBÜRGER Reichsbürger
Pension zurecht
aberkannt
München.Der Bayerische Verwal-
tungsgerichtshofs hat die Beru-
fung eines als „Reichsbürger“
vom Dienst suspendierten Poli-
zisten gegen die Aberkennung
seiner Pension zurückgewiesen.
Das Urteil vom Freitag sei rechts-
kräftig, sagte ein Sprecher des Ge-
richts. Bayerns Innenminister
Joachim Herrmann (CSU) be-
grüßte die Entscheidung: „Das
bestätigt uns in unserem konse-
quenten Vorgehen gegen Reichs-
bürger bei der Polizei.“ dpa
Stichwort

Kirche
Kardinal wittert
Gleichschaltung
Rom.Der deutsche Kardinal Ger-
hard Ludwig Müller (73) hat Ver-
schwörungsmythen über eine an-
geblich geplante Gleichschaltung
der Menschen nach Corona und
einen Überwachungsstaat ver-
breitet. Der frühere Regensbur-
ger Bischof sprach in einem In-
terview davon, dass hinter Maß-
nahmen gegen die Pandemie eine
finanzkräftige Elite stecke. Die
Deutsche Bischofskonferenz
kommentierte die Aussagen nicht
und verwies auf ihren Aufruf, sich
impfen zu lassen. dpa
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Berlin. Die Politik ist alarmiert:
Die Proteste gegen Corona-Auf-
lagen werden immer gewalttäti-
ger, wie die Demonstrationen am
Wochenende gezeigt haben. Der
Hass, der im Netz kursiert,
scheint zunehmend auch auf der
Straße ausgelebt zu werden. Bun-
desinnenministerin Nancy Faeser
(SPD) hat nun einen Verantwort-
lichen für die Anstachelung zur
Gewalt benannt: den Messenger-
dienst Telegram. Die Bundesre-
gierung werde es nicht hinneh-
men, dass das Unternehmen mit
Sitz in Dubai sich weigere, an die
deutsche Gesetzgebung zu halten,
drohte Faeser. Doch eine Antwort
auf die Frage, wie sie Telegram
zur Zusammenarbeit bewegen
will, blieb am Montag aus. Die
Aussage der Ministerin solle
deutlich machen, dass sie dieses

Thema angehen will, fertigeMaß-
nahmenpläne gebe es nicht, sag-
te ein Sprecher.

Dass die Corona-Proteste radi-
kaler werden könnten, befürchtet
nicht nur die Bundesregierung.
Auch der Terrorismusforscher
Peter Neumann sagte, er könne
sich vorstellen, „dass wir in eini-
gen Monaten tatsächlich mögli-
cherweise von einer terroristi-
schen Kampagne sprechen müs-
sen“. Faeser forderte Demons-
tranten auf, sich klar von
rechtsextremen Gruppen abzu-
grenzen. Bedrohungen und Ein-
schüchterungen von Politikern
seien „völlig inakzeptabel“.

Dass Telegram von Corona-
Leugnern und Anhängern von
Verschwörungsmythen gezielt
eingesetzt wird, um Falschnach-
richten zu verbreiten, ist den Re-

gierenden bekannt. Doch sie ha-
ben wenig in der Hand, um Tele-
gram zum Einlenken zu bewegen.
Das Unternehmen sitzt in Dubai
und ignoriert Schreiben.

Das Bundesamt für Justiz hat-
te zwei Verfahren gegen den
Dienst angestrengt, weil er – so
die Auffassung des Ministeriums
– gegen das Netzwerkdurchset-
zungsgesetz verstoße. Dieses Ge-
setz verpflichtet soziale Netzwer-
ke unter anderem auf Hass und
Hetze zu reagieren und mit den
Behörden zusammenzuarbeiten.
Auch die offenen Kanäle bei Te-
legram seien soziale Netzwerke
im Sinne des Netzwerkdurchset-
zungsgesetzes, sagte eine Spre-
cherin. Nachrichten in diesen öf-
fentlichen Gruppen können bis zu
200 000 Mitglieder erreichen.

Der FDP-Politiker Benjamin
Strasser, parlamentarischer
Staatssekretär im Justizministeri-
um, sieht auch die Bundesländer
in der Pflicht, gegen Hass und
Hetze im Netz vorzugehen. „Ei-
nige Länder haben beispielswei-
se durch die Einrichtung soge-
nannter Schwerpunktstaatsan-
waltschaften reagiert“, sagte er
dieser Zeitung. Eine weitere Ge-
setzesverschärfung hält er nicht
für nötig, da es bereits jetzt über
die Strafgesetze die Möglichkeit
gebe, gegen die öffentlichen
Gruppenchats bei Telegram vor-
zugehen. „Beleidigungen, Bedro-
hungen, Volksverhetzung, das
Verbreiten von Todeslisten und
vieles mehr ist strafbar“, so Stras-
ser. Claudia Kling

Bundesregierung schickt
Drohungen in RichtungDubai
Telegram Die neue Bundesinnenministerin Nancy Faeser (SPD) will
härter gegen den Messengerdienst mit Sitz am persischen Golf
vorgehen. Dieser gilt als wichtiges Medium radikaler Corona-Leugner.

Berlin. Seit 2002 hat der Tier-
schutz in Deutschland Verfas-
sungsrang. Die Ampel will jetzt
Tierquäler deutlich härter bestra-
fen – und mehr von ihnen hinter
Gitter bringen. Im Koalitionsver-
trag haben sich SPD, Grüne und
FDP darauf geeinigt, Teile des
Tierschutzrechts ins Strafrecht
zu überführen und das Höchst-
strafmaß zu erhöhen. Die Passa-
ge ist ein Verhandlungserfolg für
die Grünen, die sich schon lange
strengere Gesetze wünschen.

Wie genau die Verschärfung
aussehen soll, ist offen. Es gebe
noch keinen Zeitplan für die Aus-
arbeitung des Gesetzes, heißt es
aus dem Landwirtschaftsministe-
rium. „Die Details der Umsetzung
werden wir in den kommenden
Monaten mit den zuständigen
Fachressorts undmit unseren Ko-
alitionspartnern im Parlament
ausarbeiten und abstimmen“, sagt
die SPD-Tierschutzbeauftragte
Susanne Mittag.

Doch zumindest wenn es nach
den Grünen geht, gibt es bereits
eine gute Verhandlungsgrundla-

ge. Schon im Mai hatte die Öko-
partei ein entsprechendes Gesetz
in den Bundestag eingebracht.
Renate Künast war daran und
auch an den Koalitionsverhand-
lungen maßgeblich beteiligt. Sie
spricht sich gegenüber dieser Zei-
tung dafür aus, den maximalen
Strafrahmen von drei auf bis zu
fünf Jahre anzuheben – für Men-
schen, die beruflich mit Tieren zu
tun haben. In vielen Fällen gebe
es dann keine Aussetzung zur Be-
währung mehr, sondern eine
Haftstrafe. Künast: „Die Zeit der
laschen Urteile, die nicht ernst
genommen wurden, ist vorbei.“

Skandalvideos aus demStall
Ohne Konflikte wird die Einigung
aus dem Koalitionsvertrag aber
wohl nicht Gesetz werden. Für
die FDP hat die Überführung in
das Strafrecht „vor allem symbo-
lischeWirkung“, wie ihr agrarpo-
litischer Sprecher Gero Hocker
auf Nachfrage sagt. Den Libera-
len ist ein anderer Aspekt wich-
tig: das exklusive Hoheitsrecht
des Staates im Tierschutz – was

für die FDP vor allem bedeutet,
dass Aktionen von Tierschutzor-
ganisationen, die sich Zugang zu
Ställen verschaffen und die Bedin-
gungen filmen, strenger geahndet
werden müssen. „Es darf nicht
weiter der Fall sein“, sagt Hocker,
„dass von diesen Gruppen unter
Begehung von strafbaren Haus-
friedensbrüchen skandalisieren-
des Videomaterial vermarktet
werden kann.“

Vieles im Tierschutz ist Län-
dersache. Hier will die Union an-
setzen und deren Zuständigkeiten
stärken. Für ihr Vorhaben muss
sich die Regierung auf erbitterten
Widerstand von CDU und CSU
einstellen. Deren agrarpolitischer
Sprecher Albert Stegemann nennt
die Ampel-Pläne gegenüber die-
ser Zeitung eine „Kampfansage“
an die landwirtschaftlichen Tier-
halter, die unter einen „General-
verdacht“ gestellt würden. Stege-
mann sieht durch den Vorstoß
alte Gräben, die eigentlich über-
wunden worden seien, wieder
aufgerissen. Dominik Guggemos
Kommentar

Fünf Jahre Knast für Tierquäler
Tierschutz Die Ampel hat sich auf härtere Strafen festgelegt. Doch
die FDPwill auch Tierschützer belangen, die Missstände aufdecken.

Kommentar
Dominik Guggemos
zu den Tierschutz-Plänen der Ampel

D ie Ampel-Regierung will
Tierquäler deutlich härter
bestrafen. Bis zu fünf Jahre
Gefängnis drohen denen, die

beruflich mit Tieren zu tun haben und
die ihre Verantwortung für andere Le-
bewesen – die Freude und Leid spü-
ren – mit Füßen treten. Das ist ein so
richtiger wie notwendiger Schritt.
Knapp 20 Jahre, nachdem der Schutz
der Tiere in Deutschland als Staats-
ziel im Grundgesetz verankert wurde,
wird kommerziell betriebene Tierquä-
lerei zu häufig noch wie ein Kavaliers-
delikt behandelt – und verurteilt.

Das ist allerdings nicht die Schuld
der Justiz. Wenn die Höchststrafe drei
Jahre beträgt, ist man nach der zwin-
genden Berücksichtigung von straf-
mildernden Faktoren schnell bei zwei
Jahren auf Bewährung. Die angedach-
te Strafmaßerhöhung ist daher zwin-
gend, um als Gesellschaft glaubwür-
dig sagen zu können: Wer Tiere be-

sonders schlimm quält, muss auch die
Härte des Rechtsstaats spüren.

Die große Mehrheit der Landwirte
wird davon nicht betroffen sein. Um
schwarze Schafe zu erwischen, müs-
sen Kontrollen verschärft werden.
Hier sind die Bundesländer gefragt.
Wie kontrolliert wird, liegt genauso in
ihrer Verantwortung wie die Strafver-
folgung. Für beides braucht es Perso-
nal, das kostet Geld. Allerdings sollte
es uns das wert sein. Es geht schließ-
lich nicht nur um Tiere – sondern
auch darum, dass wir ein Ziel, das wir
uns mit Zweidrittelmehrheit im Bun-
destag gesteckt haben, auch einhalten.
Der frühere Bundespräsident Gustav
Heinemann sagte einmal: „Man er-
kennt den Wert einer Gesellschaft
daran, wie sie mit den schwächsten
ihrer Glieder verfährt.“ Damit waren
zwar Menschen gemeint, doch das Zi-
tat lässt sich auch gut auf unseren
Umgang mit Tieren übertragen.

Mehr Tierwohl wagen

Auf dem Bild-
schirm eines
Smartphones
ist das Logo der
Messenger-App
Telegram zu se-
hen. Foto: Fabian
Sommer/dpa

Leitartikel
Igor Steinle
über die vielen Kompromisse der FDP

W ill man wissen,
wie die FDP den
Nachtragshaushalt
in Wahrheit fin-
det, den ihr Par-
teichef als Minis-

ter der Finanzen beschlossen hat,
muss man sich an den vorvergange-
nen Sommer erinnern. Als verfas-
sungswidrigen Taschenspielertrick
schalten FDP-Politiker die Rekordver-
schuldung damals. Der damalige Fi-
nanzminister, ein gewisser Herr
Scholz, nehme mehr Kredite auf als
nötig und parke das Geld im Haushalt.
Sein Nachfolger präsentiert sich nun
als nicht weniger trickreich.

Die Liste an Dingen, die die Libera-
len gar nicht so gut finden, aus Koali-
tionsdisziplin aber doch mittragen, ist
für die kurze Zeit an der Macht be-
reits recht lang. Wer hätte gedacht,
dass FDP-Politiker mal für eine Impf-
pflicht eintreten? Das Infektions-
schutzgesetz musste die Koalition
nachschärfen. Und dann war da noch
die Niederlage am Verfassungsgericht,
das die Liberalen in der Annahme wi-
derlegte, der Bund hätte keine Aus-
gangssperren verhängen dürfen.

Es spricht für die Liberalen, dass
sie trotzdem geschlossen auftreten.
Bei den Grünen hing der Haussegen
bereits wegen weit weniger schief. In
der Regierung angekommen, sind nun
alle Parteien gezwungen, von jenen
Bäumen zusteigen, auf die sie als
Wahlkämpfer geklettert sind: Ein Läu-
terungsprozess, der eigentlich im
Rahmen von Koalitionsverhandlungen
stattfindet. Weil die aber unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit stattfanden,
muss nun die Regierungsbank als Ab-
klingbecken herhalten.

Sobald die Freidemokraten sich tro-
cken geschüttelt haben, werden sie
sich darin üben müssen, ihr Freiheits-
versprechen mit Regierungsverant-
wortung zu vereinbaren. Denn die
eine oder andere rot-grüne Kröte

wird es in den kommenden Jahren
noch zu schlucken geben. Lindner hat
seine Partei darauf bereits während
des jüngsten Parteitags eingeschwo-
ren. Das Stimm-Ergebnis von 92 Pro-
zent für den Koalitionsvertrag dürfte
ihn zuversichtlich stimmen.

Lindner selbst hat den staatsmänni-
schen Habitus dabei bereits eingeübt
und wählt seine Worte nur noch mit
Bedacht. Mancher muss hier noch
üben. Getrost anzweifeln kann man,
dass es in diesem Leben noch gelin-
gen wird, Wolfgang Kubicki zu do-
mestizieren, der Weltärztepräsiden-
ten Montgomery kürzlich mit Saddam
Hussein verglich. Etwas verwunderter

war man, als der ansonsten be-
herrschte Justizminister Marco
Buschmann dem sächsischen Minis-
terpräsidenten Kretschmer im Stile
eines Oppositionspolitikers vor lau-
fender Kamera die Leviten las. Es
schien, als ob er sich an seine neue
Rolle noch gewöhnen muss.

Die Frage ist nun, wie die FDP die-
se interpretieren wird. Gelingt es ihr,
den Freiheitsgedanken in einer staats-
gläubigen Koalition trotz Pandemie
und Klimawandel beizubehalten,
könnte aus der Ampel ein Bündnis
vernunft- und wissenschaftsgesteuer-
ter Parteien werden, in der die Frei-
heit des Einzelnen erst da endet, wo
die des Anderen beginnt. Ob aller-
dings auch FDP-Wähler mit dieser
Gleichung einverstanden sind, wird
sich erst noch zeigen müssen.

leitartikel@swp.de

Im Abklingbecken

Regierungsparteien
sind gezwungen, von

Bäumen zu steigen, auf
die sie alsWahlkämpfer
geklettert sind.
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